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§ 1 Einleitung 

I. Die Bedeutung des Fehlerbegriffs im Produkthaftungsrecht 

Die Haftung für fehlerhafte Produkte stellt seit geraumer Zeit eines der aktu­
ellsten Themen der Rechtsprechung und der haftungsrechtlichen Diskussion 
dar. Die Schwerpunkte der Auseinandersetzung haben sich jedoch grundlegend 
gewandelt. Nachdem sich die Rechtswissenschaft in den sechziger Jahren mit 
zunehmender Rezeption des Verbraucherschutzgedankens auch mit dem spezi­
fischen Problem der aus der Benutzung von Konsumgütern resultierenden 
Schäden beschäftigte, stellte sich zunächst vordringlich die Frage nach der ge­
eigneten Haftungsgrundlage. In der überwiegenden Zahl der Fälle konnten 
mangels unmittelbarer Vertragsbeziehungen zwischen Geschädigten und Her­
stellern keine vertraglichen Gewährleistungsansprüche geltend gemacht werden. 
Die Anfangsphase der Auseinandersetzung mit der Produkthaftung war daher 
vor allem durch die Herausarbeitung vertraglicher und quasivertraglicher An­
sätze zur Schaffung einer Anspruchsgrundlage gepräge. 

Seit der Bundesgerichtshof in der Grundsatzentscheidung Hühnerpesf die 
Produkthaftungsproblematik auf die deliktische Haftung verlagert und in diesem 
Rahmen auch in der Folgezeit weiterentwickelt hae, gilt die Diskussion um die 
Haftungsgrundlage als beendet. Mit dem Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 
zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungs vorschriften der Mitgliedstaaten 
der Europäischen Gemeinschaft über die Haftung für fehlerhafte Produkte, sog. 
Produkthaftungsrichtlinie\ wurde eine zusätzliche, verschuldensunabhängige 
Anspruchsgrundlage geschaffens, welche ergänzend neben das allgemeine De­
liktsrecht tritt6 • 

I Einen Überblick über die erarbeiteten Lösungsvorschläge findet sich z.B. bei La­
renz, Schuldrecht 11/1, S. 83 ff.; Canaris, JZ 1968,494,495 ff. 

2 Urt. v. 26.1l.l968, BGHZ 51, 91. 
J Der BGH hat sich darin ausdrücklich von vertraglichen Lösungsansätzen distan­

ziert. Siehe BGHZ 51, 91, 97. Diese Entscheidung gilt daher als Wendepunkt in der 
Entwicklung des Produkthaftungsrechts. Vgl. Pfeifer, S. 67. 

4 NT. 85/374/EWG v. 25.7.1985, ABI. NT. L 210,29. Im folgenden ProdHaftRiL. 
5 § I ProdHaftG. 
6 Gemäß § 15 Abs. 2 ProdHaftG bleiben sonstige Anspruchsgrundlagen neben § 1 

ProdHaftG anwendbar. Ein Großteil der Produkthaftungsklagen wird auch nach Inkraft-
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Heute betrifft die Auseinandersetzung mit Fragen des Produkthaftungsrechts 
vor allem die Ausgestaltung der Haftungsregelung. Insbesondere das Verständ­
nis des ,,Fehlers" als Anknüpfungspunkt der Haftungsverantwortung war bereits 
Gegenstand zahlreicher Darstellungen7 • 

Bisher wurde jedoch zu wenig berücksichtigt, welche Auswirkung die Aus­
gestaltung des Fehlerbegriffs auf den Sicherheitsstandard von Konsumgütern 
haben kann. 

Im Gegensatz zum Gewährleistungsrecht, welches unter ,,Fehler" auch einen 
Mangel an Gebrauchstauglichkeit versteht8, bezieht sich der produkthaftungs­
rechtliche Fehlerbegriff allein auf die Sicherheit des Produktes: Produkthaftung 
ist Haftung für mangelnde Sicherheit9 • 

Der Bestimmung des Produktfehlers kommt nicht nur bei der Entscheidung 
der Haftungsfrage im Einzelfall wesentliche Bedeutung zu. Das Verständnis 
von Inhalt und Umfang der Sicherungspflichten des Herstellers bestimmt gene­
ralisierend das Ausmaß zulässiger Gefährdung und ist deshalb Ausdruck einer 
bedeutsamen rechtspolitischen Grundentscheidung im Interessenkonflikt zwi­
schen Verbrauchern einerseits und Warenherstellern andererseits lO• 

Der Umfang der Sicherungspflichten des Herstellers im Produkthaftungsbe­
reich erscheint gegenwärtig jedoch äußerst unklar. 

So wird zwar betont, der Hersteller müsse seine Produkte sicher gestaltenli. 
Andererseits soll "vollkommene Produktsicherheit" nicht verlangt werden kön-

treten des ProdHaftG auf § 823 Abs.l BGB gestützt, da die Haftung nach dieser Vor­
schrift nicht den Einschränkungen des ProdHaftG, insbesondere der Schadensselbstbe­
teiligung (§ 11 ProdHaftG), dem Ausschluß der Haftung für Schäden an gewerblich ge­
nutzten Sachen (§ 1 Abs.l Satz 2 ProdHaftG) und des Ersatzes von Schmerzensgeld, 
sowie der Festsetzung eines Haftungshöchstbetrages (§ 10 ProdHaftG), unterliegt. In der 
Praxis wird der Kläger durch Einführung von Beweiserleichterungen auch hinsichtlich 
des Verschuldensnachweises nicht schlechter gestellt als im Rahmen der verschuldens­
unabhängigen Haftung aus § 1 ProdHaftG. 

7 Siehe z.B. KullmanniPfister, Produzentenhaftung, 1980-1997; TaschnerlFrietsch, 
Produkthaftungsgesetz und EG-Produkthaftungsrichtlinie, 1990; Pfeifer, Produktfehler 
oder Fehlverhalten des Produzenten, 1987; Borer, Produktehaftung, 1986. 

8 Larenz, Schuldrecht 11/1, S. 36; Schlechtriem, VersR 1986, 1033, 1035; Diederich­
sen, NJW 1978,1281,1285 f. 

9 Palandt-Thomas, § 3 ProdHaftG RdNr. 1; TaschnerlFrietsch, § 3 ProdHaftG RdNr. 
6, 73; Kim, Fehlerbegriff und Haftungsgrund in der Produkthaftung, in FS für Kitagawa, 
S. 423,427; Similis, in FS für Duden, S. 605, 624; Hollmann, DB 1985,2389,2392. 

10 Vgl. JoergesIFalke/MicklitllBrüggemeier, S. 36; Canaris, 1Z 1968,494; Schmidt­
Salzer, N1W 1994, 1305. 

11 BGH v. 14.4.1959 - Fensterkran, VersR 1959,523. 
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nenl2 , der Verbraucher muß ,,Restrisiken", die Teil seines "allgemeinen Lebens­
risikos" darstellen, selbst tragen13• 

Die sich bei der Abgrenzung der Verantwortungs bereiche im Einzelfall erge­
benden Folgeprobleme sollen anhand einiger Beispiele aus der Rechtsprechung 
erläutert werden. 

(1) BGH Urt. v. 11.7.1972 - ESTlL I4 ; Ein Arzt hatte seiner Patientin ein Kurznarko­
tikum intraarteriell anstatt, wie vom Hersteller vorgesehen, intravenös injiziert. Infolge 
einer starken Gefäßreaktion mußte der Patientin der Oberarm amputiert werden. Das 
Narkotikum ESTIL wies, verglichen mit anderen Narkosemitteln, eine weit erhöhte Ge­
fahrlichkeit, insbesondere eine absolute Arterienunverträglichkeit auf. Das Mittel hatte 
bereits vor diesem Vorfall zu Zwischenfalien mit anschließend erforderlicher Amputati­
on des Armes oder zu schweren Nierenschäden mit teilweise tödlichen Folgen geführt. 
Das Gericht verneinte einen Konstruktionsfehler hinsichtlich der Rezeptur des Mittels. 

Wird die Frage nach der Pflicht des Herstellers zur sicheren Konstruktion 
seiner Produkte im Haftungsrecht befriedigend gelöst? Eignet sich der Maßstab 
der Sicherheitserwartung der Verbraucher zur Fehlerbeurteilung oder ist mögli­
cherweise das Abstellen auf die Handlungsalternativen des Herstellers ein 
zweckmäßigerer Ansatzpunkt? 

(2) OLG Düsseldorf Urt. v. 7.11.1989 - Strukturputzpulver ls ; Ein Heimwerker erlitt 
bei der Verwendung eines Strukturputzpulvers schwere Hautverätzungen an den Hän­
den, obwohl er zum Schutz Handschuhe verwendete. Der Hersteller hatte vor der ätzen­
den Wirkung nicht gewarnt, vielmehr in der Gebrauchsanleitung die Verarbeitung mit 
bloßen Händen sogar abgebildet. Das Gericht verneinte einen Instruktionsfehler mit der 
Begründung, eine möglicherweise ätzende Wirkung sei den Verbrauchern jedenfalls aus 
Heimwerkerbüchern bekannt. 

Vor welchen Gefahren muß der Hersteller warnen? Genügt ein nur vages Ge­
fahrenbewußtsein der Verbraucher, um die Haftung mit Hinweis auf das allge­
meine Lebensrisiko auszuschließen? 

(3) BGH Beschl. v. 17.12.1991 - Sicherungsklemme l6 ; Ein Bergsteiger griff, als er 
den Halt verlor, ruckartig in ein Seil. Die Seilsicherung, ein sog. "Shunt", hielt nicht, 
woraufhin der Bergsteiger ca. 15 Meter in die Tiefe stürzte und sich dabei Trümmer­
brüche an beiden Beinen zuzog. Der BGH stützte die Nichtannahme der Revision des 
Beklagten darauf, daß jedenfalls ein Instruktionsfehler vorliege, da der Hersteller auf die 
Untauglichkeit der Sicherungsklemme bei der Verwendung am überhängenden Fels 
nicht hingewiesen hatte. Die Frage nach einem Konstruktionsfehler wurde ausdrücklich 
offengelassen. 

12 Z.B. BGH v. 21.4.1964, VersR 1964,746; KulimanniPfister, Kza. 1515, S. 5. 
13 Z.B. OLG Köln v. 24.10.1985 - Schreckschußpistole, VersR 1987,573. 
14 NJW 1972, 2217, 2218 ff. 
IS NJW-RR 1991,288 mit Nichtannahmebeschluß des BGH. 
16 VersR 1993, 110. 
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